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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer ersten Richtlinie des Rates zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und Ausübung der Direktversicherung 
(Lebensversicherung) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 57 Abs. 2 r 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit 1 ), insbesondere auf Abschnitt IV Buchstabe D, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach dem genannten Allgemeinen Programm ist 
für Direktversicherungsunternehmen die Aufhebung 
der Beschränkungen für die Gründung von Agen- 
turen und Zweigniederlassungen von der Koordinie- 
rung der Bedingungen für die Aufnahme und Aus- 
übung der betreffenden Tätigkeit abhängig. Diese 
Koordinierung ist im Anschluß an die Koordinie- 
rung für die Direktversicherungsunternehmen mit 
Ausnahme der Lebensversicherung vorzunehmen, 
die Gegenstand einer Richtlinie des Rates vom 
24. Juli 1973 war 2 ); 

Um die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeiten 
der Lebensversicherung zu erleichtern, ist es not- 
wendig, gewisse Unterschiede zwischen den Auf- 
sichtsrechten der Mitgliedstaaten zu beseitigen, wo- 
bei ein angemessener Schutz der Versicherten und 
der Begünstigten in allen Mitgliedstaaten gewahrt 
bleiben muß. Zu diesem Zweck sind die Vorschriften 
über die von den Lebensversicherungsunternehmen 
geforderten finanziellen Garantien zu koordinieren. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36/62 

2 ) Richtlinie 73/239/EWG Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 228 vom 16. August 1973, S. 3 


Eine Einteilung der Risiken nach Versicherungs- 
zweigen ist insbesondere erforderlich, um die Tätig- 
keiten, die Gegenstand der vorgeschriebenen Zu- 
lassung sind, zu bestimmen. 

Vom Anwendungsbereich der Richtlinie sind be- 
stimmte Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 
auszuschließen, die aufgrund ihrer rechtlichen Ver- 
fassung besondere Sicherheitsvoraussetzungen er- 
füllen und besondere finanzielle Garantien bieten. 

Die Mitgliedstaaten haben unterschiedliche Rege- 
lungen und Praktiken bezüglich der gleichzeitigen 
Ausübung der Lebensversicherung und der Scha- 
densversicherung. Neuen Unternehmen darf diese 
Kumulierung nicht länger gestattet werden, dagegen 
kann bestehenden Unternehmen, die bei Inkraft- 
treten der Richtlinie in beiden Versicherungszwei- 
gen tätig sind, gestattet werden, weiterhin diese 
doppelte Tätigkeit im Land ihres Gesellschaftssitzes 
und in den anderen Mitgliedstaaten auszuüben, so- 
fern für jeden Versicherungszweig eine gesonderte 
Geschäftsführung vorgesehen wird. Die Richtlinie 
enthält klare Regeln über diese getrennte Geschäfts- 
führung, damit die Lage der Lebensversicherten 
nicht ungünstiger ist, als wenn sie bei einem Unter- 
nehmen versichert wären, das ausschließlich auf 
dem Gebiet der Lebensversicherung tätig ist. Diese 
Regeln sollen in einer Richtlinie über die Koordi- 
nierung der Rechtsvorschriften über die Liquidation 
von Direktversicherungsunternehmen aufgegriffen 
und vervollständigt werden. 

In jedem Mitgliedstaat unterliegt die Lebensver- 
sicherung der behördlichen Zulassung und Aufsicht. 
Die Voraussetzungen für Erteilung und Widerruf 
dieser Zulassung bedürfen daher einer näheren Re- 
gelung. Ferner ist die Schaffung eines gerichtlichen 
Rechtsbehelfs gegen ablehnende Entscheidungen 
oder Widerrufsentscheidungen unumgänglich. 

Die technischen Reserven können so geregelt wer- 
den, wie das bei der Schadenversicherung geschehen 
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ist: die Aktivwerte müssen im Tätigkeitsland be- 
legen sein; dessen Vorschriften gelten auch für ihre 
Berechnung, Bewertung und die Bestimmung der 
Anlagearten. Eine Koordinierung auch insoweit er- 
scheint im Rahmen der vorliegenden Richtlinie noch 
nicht unentbehrlich und kann daher zu einem spä- 
teren Zeitpunkt durchgeführt werden. 

Versicherungsunternehmen müssen neben techni- 
schen Reserven, die zur Erfüllung ihrer vertragli- 
chen Verpflichtungen ausreichen, auch über eine zu- 
sätzliche Reserve, d. h. eine durch freies Vermögen 
und weitere, zur finanziellen Sicherheit beitragende 
Elemente gedeckte sogenannte Solvabilitätsspanne 
verfügen, um für alle Wechselfälle des Geschäfts- 
betriebes gerüstet zu sein. Um sicherzustellen, daß 
sich die diesbezüglichen Vorschriften auf objektive 
Kriterien stützen, die für gleich große Unternehmen 
gleiche Wettbewerbsbedingungen gewährleisten, ist 
vorzusehen, daß sich diese Spanne nach dem gesam- 
ten Geschäftsumfang des Unternehmens und der Art 
und der Schwere der Risiken bemißt, die mit den 
verschiedenen in den Anwendungsbereich der Richt- 
linie fallenden Tätigkeiten verbunden sind. Diese 
Spanne muß folglich unterschiedlich hoch sein, je 
nachdem, ob es sich um das Anlagerisiko, um die 
Sterblichkeitsrisiken oder lediglich um das Betriebs- 
risiko handelt. Sie muß daher entweder nach Maß- 
gabe der mathematischen Reserven und des Risiko- 
kapitals des Unternehmens, oder nach Maßgabe der 
vereinnahmten Prämien oder Beiträge, oder aus- 
schließlich nach Maßgabe der Reserven oder auch 
nach Maßgabe des vom Unternehmen verwalteten 
Kapitals festgesetzt werden. 

Es muß ferner ein Mindestgarantiefonds vorge- 
schrieben werden, und zwar sowohl um sicherzu- 
stellen, daß die Unternehmen bereits bei ihrer Grün- 
dung über ausreichende Mittel verfügen, als auch 
um zu verhindern, daß die Solvabilitätsspanne im 
Laufe der Geschäftstätigkeit jemals unter eine Min- 
destsicherheitsgrenze absinkt. 

Es sind Maßnahmen für den Fall vorzusehen, daß 
sich die finanzielle Lage des Unternehmens so ent- 
wickeln sollte, daß es ihm schwerfallen könnte, 
seine Verpflichtungen zu erfüllen. 

Die koordinierten Bestimmungen für die Aus- 
übung der Direktversicherung innerhalb der Ge- 
meinschaft müssen grundsätzlich für sämtliche auf 
dem Markt tätigen Unternehmen gelten, also auch 
für Agenturen und Zweigniederlassungen von 
Unternehmen mit Sitz außerhalb der Gemeinschaft. 
Hinsichtlich der Aufsicht sind für diese Agenturen 


und Zweigniederlassungen jedoch Sondervorschrif- 
ten vorzusehen, weil sich das Vermögen der Mutter- 
gesellschaften außerhalb der Gemeinschaft befindet. 

Der Abschluß von Gegenseitigkeitsvereinbarun- 
gen mit einem oder mehreren Drittländern ist er- 
forderlich, um eine Lockerung dieser Sondervor- 
schriften zu ermöglichen, wobei jedoch der Grund- 
satz gewahrt bleiben muß, daß Agenturen und 
Zweigniederlassungen solcher Unternehmen keine 
günstigere Behandlung gewährt werden darf, als 
den in der Gemeinschaft ansässigen Unternehmen. 

Gewisse Übergangsmaßnahmen sind erforderlich, 
um insbesondere bereits bestehenden kleinen und 
mittleren Unternehmen die Anpassung an die neuen 
Vorschriften zu ermöglichen, die von den Mitglied- 
staaten aufgrund der vorliegenden Richtlinie er- 
lassen werden, wobei Artikel 53 des Vertrags zu 
beachten ist. 

Es ist erforderlich, eine einheitliche Anwendung 
der koordinierten Bestimmungen sicherzustellen und 
zu diesem Zweck eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen der Kommission und den Mitgliedstaaten auf 
diesem Gebiete vorzusehen - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

KAPITEL I 

Allgemeine Bestimmungen 

Diese Richtlinie betrifft die Aufnahme und Aus- 
übung der selbständigen Tätigkeit der Direktver- 
sicherung durch Versicherungsunternehmen, die in 
einem Mitgliedstaat niedergelassen sind oder sich 
dort niederzulassen wünschen, soweit es geht um: 

1. Folgende Versicherungen, falls sie sich aus einem 

Vertrag ergeben: 

a) die gesamte Lebensversicherung, d. h. insbe- 
sondere die Versicherung auf den Erlebens- 
fall, die Versicherung auf den Todesfall, die 
gemischte Versicherung, die Lebensversiche- 
rung mit Prämienrückgewähr sowie die Hei- 
rats- und Geburtenversicherung; 

b) die Rentenversicherung; 

c) die von Lebensversicherungsunternehmen be- 
triebenen Zusatzversicherungen zur Lebens- 
versicherung, d. h. insbesondere die Ver- 
sicherung gegen Körperverletzung einschließ- 
lich der Berufsunfähigkeit, die Versicherung 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
14. Januar 1974 - 1/4 -680 70 -E- Di 7/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 14. Dezember 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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gegen Unfalltod sowie die Versicherung ge- 
gen Invalidität infolge eines Unfalls oder 
einer Krankheit, sofern diese Versicherungen 
zusätzlich zur Lebensversicherung abgeschlos- 
sen werden; 

d) die in Irland und im Vereinigten Königreich 
betriebene sogenannte „permanent health 
insurance" (unwiderrufliche langfristige Kran- 
kenversicherung) . 

2. Folgende Geschäfte, falls sie sich aus einem Ver- 
trag ergeben, der Kontrolle durch die für die 
Aufsicht über die Privatversicherungen zustän- 
digen Verwaltungsbehörden unterliegen und im 
Tätigkeitsland zugelassen sind: 

a) Tontinengeschäfte, d. h. Geschäfte auf der 
Grundlage der tatsächlichen Sterblichkeit mit 
vollständiger Verteilung der eingezahlten 
Gelder oder der den überlebenden bzw. dem 
letzten überlebenden einer Versicherten- 
gruppe zahlbaren Rente; 

b) Kapitalisierungsgeschäfte, d. h. Geschäfte, 
denen ein versicherungsmathematisches Ver- 
fahren zugrunde liegt, wobei gegen im voraus 
festgesetzte einmalige oder regelmäßig wie- 
derkehrende Zahlungen bestimmte Verpflich- 
tungen übernommen werden, deren Dauer 
und Höhe genau festgelegt sind (diesen Ge- 
schäften gleichgestellt sind Hypothekendar- 
lehen durch Intervention) ; 

c) Geschäfte der Verwaltung von Pensionsfonds, 
d. h. einerseits Geschäfte, die im Erlebens- 
fälle die Gewährung von Leistungen vor- 
sehen, welche nicht vollständig und zu jeder 
Zeit durch mathematische Reserven gedeckt 
sind und andererseits Geschäfte, die für die 
Versicherungsunternehmen in der Verwal- 
tung der Vermögensanlagen und in der Kapi- 
talisierung der Reserven der Einrichtungen 
bestehen, welche die vorstehenden Leistun- 
gen erbringen. 

3. sofern dies nach den nationalen Rechtsvorschrif- 
ten des Mitgliedstaates zulässig ist: die im 
Sozialversicherungsrecht bezeichneten oder vor- 
gesehenen Geschäfte, die von der Lebensdauer 
abhängen, soweit sie von Versicherungsunter- 
nehmen betrieben werden, es sei denn, sie be- 
treffen Pflichtleistungen. 

Artikel 2 

Diese Richtlinie betrifft nicht: 

1. vorbehaltlich der Anwendung von Artikel 1 
Absatz 1 Buchstabe c dieser Richtlinie: die Ver- 
sicherungszweige, die in der Anlage zu der vom 
Rat vom 24. Juli 1973 3 ) erlassenen und nach- 
stehend als „erste Richtlinie zur Koordinierung 
der Schadenversicherung" bezeichneten ersten 
Richtlinie zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften betreffend die Auf- 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 228 
vom 16. August 1973 S. 3 


nähme und Ausübung der Tätigkeit der Direkt- 
versicherung (mit Ausnahme der Lebensver- 
sicherung) aufgeführt sind; 

2. die Geschäfte der für Versorgungs- und Unter- 
stützungszwecke geschaffenen Institutionen, die 
unterschiedliche Leistungen nach Maßgabe der 
verfügbaren Mittel erbringen und die Höhe der 
Mitgliedsbeiträge pauschal festsetzen; 

3. vorbehaltlich einer späteren Koordinierung: 
andere, als die in Artikel 2 Absatz 4 bezeichne- 
ten Geschäfte, deren Zweck darin besteht, den 
unselbständig oder selbständig tätigen Arbeits- 
kräften eines Unternehmens oder einer Unter- 
nehmensgruppe oder den Angehörigen eines 
Berufs oder einer Berufsgruppe im Todesfall, bei 
Arbeitseinstellung oder bei Minderung der Er- 
werbstätigkeit Leistungen zu gewähren; 

4. Pflichtversicherungsgeschäfte im Rahmen einer 
im Sozialversicherungsrecht vorgesehenen 
Zwangsmitgliedschaft (auch wenn die Leistungen 
aufgrund einer freiwilligen Mitgliedschaft er- 
bracht werden) oder freiwilligen Mitgliedschaft, 
ohne die in Artikel 1 Absatz 3 bezeichneten Ge- 
schäfte. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie betrifft nicht: 

1. Anstalten, die nur Todesfallrisiken versichern, 
soweit der Betrag ihrer Leistungen 300 Rech- 
nungseinheiten nicht übersteigt; 

2. Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, 

— deren Satzung die Möglichkeit vorsieht, Mit- 
gliedsbeiträge nachzufordern, die Leistungen 
herabzusetzen oder die Hilfe anderer Perso- 
nen in Anspruch zu nehmen, die eine diesbe- 
zügliche Verpflichtung eingegangen sind; 

— deren Jahrenbeitragsaufkommen für die von 
dieser Richtlinie erfaßten Tätigkeiten 500 000 
Rechnungseinheiten nicht übersteigt. 

Artikel 4 

In Deutschland betrifft diese Richtlinie nicht den 

„Versorgungsverband deutscher Wirtschaftsorgani- 
sationen", es sei denn, daß seine durch Gesetz oder 

Satzung festgelegte Zuständigkeit geändert wird. 

Artikel 5 

Im Sinne dieser Richtlinie ist zu verstehen unter: 

a) Rechnungseinheit: die in Artikel 4 der Satzung 
der Europäischen Investitionsbank festgelegte 
Einheit; 

b) Kongruenz: die Bedeckung von Verpflichtungen, 
deren Erfüllung in einer bestimmten Währung 
gefordert werden kann durch Aktiva, deren Wert 
in der gleichen Währung veranschlagt ist oder 
die in dieser Währung realisierbar sind; 

c) Belegenheit der Aktiva: das Vorhandensein be- 
weglicher oder nichtbeweglicher Aktiva auf dem 
Gebiet eines Mitgliedstaates ohne Hinterlegungs- 
zwang für die beweglichen Aktiva und ohne daß 
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für die nichtbeweglichen Aktiva restriktive Maß- 
nahmen, wie beispielsweise die Eintragung von 
Hypotheken, vorgeschrieben werden. Aktiv- 
werte, die in Ansprüchen bestehen, gelten als in 
dem Mitgliedstaat belegen, in dem sie realisier- 
bar sind. 

d) Risikokapital: das gesamte im Todesfall zahlbare 
Kapital, abzüglich der mathematischen Reserve 
des Hauptversicherungszweiges. 

KAPITEL II 

Vorschriften für Unternehmen mit Sitz in der 

Gemeinschaft 

Abschnitt A: Zulassungsbedingungen 

Artikel 6 

1. Jeder Mitgliedstaat macht die Aufnahme der 
unter diese Richtlinie fallenden Tätigkeit in sei- 
nem Staatsgebiet von einer behördlichen Zulas- 
sung abhängig. 

2. Diese Zulassung muß bei der zuständigen Be- 
hörde des betreffenden Mitgliedstaates beantragt 
werden von 

a) Unternehmen, die ihren Sitz im Hoheitsgebiet I 
dieses Staates begründen; 

b) Unternehmen, deren Sitz sich in einem ande- 
ren Mitgliedstaat befindet und die im Ho- 
heitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaates 
eine Zweigniederlassung oder Agentur er- 
richten; 

c) Unternehmen, die die Zulassung gemäß Buch- 
stabe a oder b bereits erhalten haben und 
ihre Tätigkeit im Hoheitsgebiet dieses Staa- 
tes auf andere Versicherungszweige ausdeh- 
nen; 

d) Unternehmen, die ihre Tätigkeit über den 
Teil des Staatsgebietes hinaus ausdehnen, 
für den sie nach Artikel 7 Absatz 1 zugelas- 
sen sind. 

3. Die Mitgliedstaaten machen die Zulassung weder 
von der Hinterlegung einer Sicherheit noch von 
der Stellung einer Kaution abhängig. 

Artikel 7 

1. Die Zulassung gilt für das gesamte Staatsgebiet, 
es sei denn, daß der Antragsteller nur für einen 
Teil des Staatsgebietes die Zulassung beantragt 
und das nationale Recht dies gestattet. 

2. Die Zulassung wird für jeden Versicherungs- 
zweig gesondert erteilt. Sie bezieht sich jeweils 
auf den ganzen Zweig, es sei denn, daß der An- 
tragsteller nur einen Teil der zu diesem Ver- 
sicherungszweig gehörenden Risiken zu decken 
beabsichtigt. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die Zulassung auch für 

mehrere der im Anhang genannten Versiche- 
rungszweige erteilen, sofern das nationale Recht 
die gleichzeitige Tätigkeit in diesen Zweigen ge- ; 
stattet. ! 


Artikel 8 

1. Jeder Mitgliedstaat verlangt, daß Unternehmen, 
die in seinem Staatsgebiet gegründet werden und 
um Zulassungen nachsuchen, 

a) eine der folgenden Formen annehmen: 

— im Königreich Belgien: 

„societe anonyme/naamloze vennootschap", 
„societe en commandite par actions/vennoot- 
schap bij wijze van geldschieting op aande- 
len", „association d'assurance mutuelle/on- 
derlinge verzekeringsmaatschappij", „societe 
cooperative/coöperatieve vennootschap" ; 

— im Königreich Dänemark: 

„aktieselskaber" (Aktiengesellschaften), „gen- 
sidige selskaber" (Gesellschaften auf Gegen- 
seitigkeit) ; 

— in der Bundesrepublik Deutschland: 
„Aktiengesellschaft", „Versicherungsverein 
auf Gegenseitigkeit", „öffentlich-rechtliches 
Wettbewerbs- Versicherungsunternehmen" ; 

— in der Französischen Republik: 
für die im Anhang unter I, II, III, V und VI 
bezeichneten Zweige: „societe anonyme", 
„societe ä forme mutuelle ä cotisations fixes" 
und für den im Anhang unter IV bezeichneten 
Zweig: „societe ä forme tontiniere“; 

— in Irland: 

„incorporated Companies limited by shares 
or by guarantee or unlimited"; 

— in der Italienischen Republik: 

„societä per azioni", „societä cooperativa", 
„mutua di assicurazione" und die in Artikel 
1883 des Codice Civile bezeichneten öffent- 
lich-rechtlichen Anstalten; 

— im Großherzogtum Luxemburg; 

„societe anonyme", „societe en commandite 
par actions", „association d'assurances mutu- 
elles", societe cooperative" ; 

— im Königreich der Niederlande: 

„naamloze vennootschap", „onderlinge waar- 
borgmaatschappij", „coöperatieve vereni- 
ging"; 

— im Vereinigten Königreich: 

„incorporated Companies limited by shares 
or by guarantee or unlimited", „societies 
regist.ered under the Industrial and Provident 
Societies Acts", „societies registered under 
the Friendly Societies Act", die Lloyd's ge- 
nannte Vereinigung von Einzelversicherern. 
Ferner können die Mitgliedstaaten gegebe- 
nenfalls Unternehmen jeglicher Form des 
öffentlichen Rechts schaffen, wenn diese Ein- 
richtungen zum Ziel haben, Versicherungs- 
geschäfte unter gleichen Bedingungen wie pri- 
vate Unternehmen durchzuführen. 

b) ihren Gesellschaftszweck auf die unter diese 
Richtlinie fallenden Tätigkeiten und auf sol- 
che Geschäfte begrenzen, die unmittelbar hier- 
mit im Zusammenhang stehen, unter Aus- 
schluß jeder anderen Geschäftstätigkeit; 

c) einen Tätigkeitsplan gemäß Artikel 9 vor- 
legen; 
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d) über den Mindestbetrag des Garantiefonds 
nach Artikel 20 Absatz 2 verfügen. 

2. Ein Unternehmen, das die Genehmigung zur 
Ausdehnung seines Geschäftsbereiches auf an- 
dere Zweige oder - im Falle von Artikel 6 Ab- 
satz 2 Buchstabe d auf einen anderen Teil des 
Staatsgebietes beantragt, muß für diese anderen 
Zweige oder diesen anderen Teil des Staatsge- 
bietes einen Tätigkeitsplan gemäß Artikel 9 vor- 
legen. 

Es muß außerdem nachweisen, daß es über die 
Solvabilitätsspanne nach Artikel 19 und über den 
Mindestgarantiefonds nach Artikel 20 Abs. 2 
Buchstabe a verfügt. 

3. Die derzeitige Koordinierung steht dem nicht 
entgegen, daß die Mitgliedstaaten Vorschriften 
anwenden, die einen Nachweis der fachlichen 
Eignung der Mitglieder der Verwaltungsorgane 
sowie die Genehmigung der Satzung, der Allge- 
meinen und Besonderen Versicherungsbedingun- 
gen, der technischen Grundlagen vor allem für 
die Berechnung der Prämien und der mathema- 
tischen Reserven, und aller anderen zur ord- 
nungsgemäßen Ausübung der Aufsicht erforder- 
lichen Dokumente vorschreiben. 

4. Von einer Prüfung der Marktbedürfnisse darf die 
Erteilung der Zulassung nach diesen Bestimmun- 
gen nicht abhängen. 

Artikel 9 

Der in Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c und Absatz 2 

genannte Tätigkeitsplan muß Angaben oder Nach- 
weise zu folgenden Punkten enthalten: 

a) der Art der Verpflichtungen, die das Unterneh- 
men eingehen will; den Allgemeinen und Beson- 
deren Versicherungsbedingungen, die es den 
Versicherungsverträgen zugrunde legen will; 

b) den für die einzelnen Gruppen von Versiche- 
rungsgeschäften vorgesehenen technischen 
Grundlagen, insbesondere den für die Berech- 
nung der Prämien und der mathematischen Re- 
serven erforderlichen Daten; 

c) den Grundzügen der Rückversicherungspolitik; 

d) der Zusammensetzung des Mindestgarantiefonds; 

e) den Schätzungen der Kosten für den Aufbau der 
Verwaltung und des Vertreternetzes sowie den 
dazu bestimmten finanziellen Mitteln; 

f) der voraussichtlichen Liquiditätslage, bis die 
Jahresergebnisse kein Defizit mehr aufweisen; 
sowie während der vier ersten Geschäftsjahre zu 
folgendem: 

g) den jährlichen Vorausschätzungen für die Posten 
Aufwendungen und Erträge der Gewinn- und 
Verlustrechnung, abzüglich der für Rückversiche- 
rungen oder Retrozessionen aufgewendeten und 
zuzüglich der im Wege der Rückversicherung 
vereinnahmten Beträge, unter Berücksichtigung 
der jährlichen Änderung der immateriellen Po- 
sten der Aktiva; 


h) den Schätzungen der zur Bedeckung der Ver- 
pflichtungen und der Solvabilitätsspanne erfor- 
derlichen finanziellen Mittel. 

Artikel 10 

1. Jeder Mitgliedstaat verlangt, daß ein Unterneh- 
men mit Sitz im Staatsgebiet eines anderen Mit- 
gliedstaates, welches um Genehmigung zur Er- 
richtung einer Agentur oder Zweigniederlassung 
nach sucht, 

a) seine Satzung vorlegt und die Namen seiner 
Vorstandsmitglieder bekanntgibt; 

b) eine Bescheinigung der zuständigen Behörde 
seines Sitzlandes vorlegt, durch die bestätigt 
wird, für welche Versicherungszweige das 
Unternehmen zugelassen ist und daß es über 
den Mindestgarantiebetrag oder, falls dieser 
höher ist, über die nach Artikel 19 berechnete 
Solvabilitätsspanne verfügt; die Bescheini- 
gung muß auch Angaben über die Art der tat- 
sächlich zu erbringenden Leistungen sowie 
über die in Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe e 
genannten finanziellen Mittel enthalten; 

c) einen Tätigkeitsplan nach Artikel 11 vorlegt; 

d) einen Hauptbevollmächtigten benennt, der 
seinen Wohnsitz und ständigen Aufenthalts- 
ort im Aufnahmeland hat sowie mit ausrei- 
chender Vollmacht versehen ist, um das Unter- 
nehmen Dritten gegenüber zu verpflichten und 
es bei Verwaltungsbehörden und vor den Ge- 
richten des Aufnahmelandes zu vertreten; 
wenn der Hauptbevollmächtigte eine juristi- 
sche Person ist, muß diese ihren Sitz im Auf- 
nahmeland haben und ihrerseits zu ihrer Ver- 
tretung eine natürliche Person benennen, wel- 
che die vorstehenden Bedingungen erfüllt. 
Der Bevollmächtigte kann von dem Mitglied- 
staat nur aus Gründen, die seine Ehrbarkeit 
oder seine fachliche Eignung betreffen, unter 
den Bedingungen abgelehnt werden, die für 
die Leiter von Unternehmen mit Sitz in dem 
betreffenden Staat gelten. 

Im Falle von Lloyd's dürfen bei eventuellen 
Rechtsstreitigkeiten im Aufnahmestaat, die 
sich aus übernommenen Verpflichtungen er- 
geben, den Versicherten keine größeren Er- 
schwernisse erwachsen als bei Rechtsstreitig- 
keiten, die klassische Versicherer betreffen; 
zu diesem Zweck müssen die Befugnisse des 
Hauptbevollmächtigten insbesondere die 
Fähigkeit umfassen, in dieser seiner Eigen- 
schaft mit der Befugnis, für die beteiligten 
Einzelversicherer von Lloyd's verbindlich auf- 
zutreten, verklagt zu werden. 

2. Will eine Agentur oder Zweigniederlassung ihre 
Geschäftstätigkeit auf andere Versicherungs- 
zweige oder - im Falle des Artikels 6 Absatz 2 
Buchstabe d - auf einen anderen Teil des Staats 
gebietes ausdehnen, so verlangt jeder Mitglied- 
staat, daß der Antragsteller einen Tätigkeitsplan 
nach Artikel 11 vorlegt und die Bedingungen 
nach Absatz 1 Buchstabe b erfüllt. 
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3. Die derzeitige Koordinierung steht dem nicht 
entgegen, daß die Mitgliedstaaten Vorschriften 
anwenden, die für alle Versicherungsunterneh- 
men eine Genehmigung der Allgemeinen und 
Besonderen Vertragsbedingungen, der techni- 
schen Grundlagen vor allem für die Berechnung 
der Prämien und der mathematischen Reserven, 
sowie aller anderen zur ordnungsgemäßen Aus- 
übung der Aufsicht erforderlichen Dokumente 
vorschreiben. 

4. Von einer Prüfung der Marktbedürfnisse darf die 
Erteilung der Zulassung nach diesen Bestimmun- 
gen nicht abhängen. 

Artikel 11 

1. Der Tätigkeitsplan einer Agentur oder Zweig- 
niederlassung im Sinne von Artikel 10 Absatz 1 
Buchstabe c und Absatz 2 muß Angaben oder 
Nachweise zu folgenden Punkten enthalten: 

a) der Art der Verpflichtungen, die das Unter- 
nehmen im Aufnahmeland eingehen will; den 
Allgemeinen und Besonderen Versicherungs- 
bedingungen, die es den Verträgen zugrunde 
legen will; 

b) den für die einzelnen Gruppen von Versiche- 
rungsgeschäften vorgesehenen technischen 
Grundlagen, insbesondere den für die Berech- 
nung der Prämien und der mathematischen 
Reserven erforderlichen Daten; 

c) den Grundzügen der Rückversicherungspoli- 
tik; 

d) der tatsächlichen Höhe der Solvabilitätsspanne 
nach Artikel 18 bis 20; 

e) den Schätzungen der Kosten für den Aufbau 
der Verwaltung und des Vertreternetzes so- 
wie den dazu bestimmten finanziellen Mit- 
teln; 

f) der voraussichtlichen Liquiditätslage der 
Agentur oder Zweigniederlassung, bis die 
Jahresergebnisse kein Defizit mehr aufwei- 
sen; 

g) sowie während der vier ersten Geschäfts- 
jahre zu folgendem: den jährlichen Voraus- 
schätzungen der Posten Aufwendungen und 
Erträge der Gewinn- und Verlustrechnung, 
abzüglich der für Rückversicherungen oder 
Retrozessionen aufgewendeten und zuzüglich 
der im Wege der Rückversicherung verein- 
nahmten Beträge, unter Berücksichtigung der 
jährlichen Änderung der immateriellen Po- 
sten der Aktiva. 

2. Dem Tätigkeitsplan sind die Bilanz sowie die 
Gewinn- und Verlustrechnung für jedes der drei 
letzten Geschäftsjahre beizufügen. Besteht das 
Unternehmen noch nicht drei Jahre, so hat es 
diese Unterlagen nur für die bereits abgeschlos- 
senen Geschäftsjahre vorzulegen. 

Im Falle von Lloyd's tritt an die Stelle der Über- 
mittlung der Bilanz und der Gewinn- und Ver- 
lustrechnung die Verpflichtung, die jährlichen 
Globalrechnungen über die Versicherungsge- 


schäfte mit der Bescheinigung vorzulegen, daß 
für jeden Versicherer Bestätigungen von Rech- 
nungsprüfern erteilt worden sind, die beweisen, 
daß die durch diese Geschäfte geschaffenen Ver- 
pflichtungen durch die Aktiva voll gedeckt wer- 
den. Diese Unterlagen müssen den Aufsichts- 
behörden eine vergleichbare Übersicht über die 
Lage der Solvenz der Vereinigung ermöglichen. 

3. Der Tätigkeitsplan wird mit einer gutachtlichen 
Äußerung der für die Erteilung der Genehmi- 
gung zuständigen Behörde an die zuständige Be- 
hörde des Sitzlandes weitergeleitet. Letztere teilt 
der erstgenannten Behörde ihre Stellungnahme 
innerhalb von drei Monaten nach Eingang der 
Unterlagen der erstgenannten Behörde mit; hat 
sich die Behörde bis zum Ablauf dieser Frist 
nicht geäußert, so wird ihre positive Stellung- 
nahme unterstellt. 

Artikel 12 

1. Unternehmen, die im Hoheitsgebiet eines Mit- 
gliedstaates gegründet werden, dürfen die im 
Anhang zur ersten Richtlinie zur Koordinierung 
der Schadenversicherung genannten Tätigkeiten 
und die im Anhang zu dieser Richtlinie aufge- 
zählten Tätigkeiten nicht gleichzeitig ausüben. 

2. Unternehmen, die zum Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieser Richtlinie die genannten Tätigkei- 
ten gleichzeitig ausüben, haben nach Artikel 13 
für jede dieser Tätigkeiten im gesamten Gebiet 
der Gemeinschaft eine getrennte Verwaltung ein- 
zuführen. 

3. Solche Unternehmen dürfen ihre Tätigkeiten, 
auch wenn sie sie weiter gleichzeitig ausüben, 
im Sinne von Artikel 10 ausdehnen, sofern sie 
die Bestimmungen von Artikel 13 beachten. 

A r t i k e 1 13 

1. Die getrennte Verwaltung gemäß Artikel 12 Ab- 
satz 2 ist so einzurichten, daß: 

— die gleichzeitige Ausübung der Lebensver- 
sicherung und der Schadenversicherungen die 
Lebensversicherten nicht schädigt; 

— - die Gewinne aus der Lebensversicherung den 
Lebensversicherten in dem Umfang zugute 
kommen, der in den Satzungen, den Allge- 
meinen und Besonderen Versicherungsbedin- 
gungen und dem Tätigkeitsplan vorgesehen 
ist. 

2. Es werden eine getrennte Buchführung für die 
Lebensversicherungsgeschäfte und für die übri- 
gen Versicherungsgeschäfte und insbesondere 
getrennte Bilanzen und getrennte Gewinn- und 
Verlustrechnungen eingeführt, so daß die Garan- 
tien für die Deckung der gegenüber den Lebens- 
versicherten eingegangenen Verpflichtungen ge- 
sondert erfaßt werden können. 

Die Gewinne, die Vermittlergebühren und alle 
Auslagen des Unternehmens werden nach ihrer 
Entstehung aufgegliedert, wobei die den beiden 
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Tätigkeitszweigen gemeinsamen Elemente nach 
einem Verteilungsschlüssel umgelegt werden, 
der von der zuständigen Aufsichtsbehörde ge- 
billigt werden muß. 

3. a) Das Eigenkapital des Unternehmens wird in 
zwei Abschnitte unterteilt, d. h. den Abschnitt 
„Leben" und den Abschnitt „Schaden", Jeder 
Teil umfaßt unter anderem Aktiva zur Dek- 
kung der technischen Reserven, der Solvabili- 
tätsspanne und des Garantiefonds. 

b) Die dem Abschnitt „Leben" zugewiesenen 
Vermögensgegenstände werden in ein Regi- 
ster eingetragen, das vom Unternehmen auf 
dem Laufenden gehalten wird und der Auf- 
sicht durch die zuständigen Behörden unter- 
liegt. 

Diese Vermögensgegenstände können durch 
andere Vermögensgegenstände gleichen Wer- 
tes ersetzt werden. Jede Übertragung eines 
Vermögensgegenstandes vom Abschnitt „Le- 
ben" auf den Abschnitt „Schaden" muß von 
der Aufsichtsbehörde nachträglich genehmigt 
werden. 

c) Bei einer Zwangsvollstreckung auf Betreiben 
eines oder mehrerer einzelner Gläubiger, die 
ihre Ansprüche aus Lebensversicherungsge- 
schäften herleiten, werden die Vermögens- 
gegenstände des Abschnittes „Leben" aus- 
schließlich zur Befriedigung dieser Gläubiger 
verwendet; bei einer Liquidation werden die 
Vermögensgegenstände dieses Abschnittes 
vorrangig zur Befriedigung aller Gläubiger 
verwendet, die ihre Ansprüche aus Lebens- 
versicherungsgeschäften herleiten. 

Artikel 14 

Jede ablehnende Entscheidung ist hinreichend zu 
begründen und muß dem betroffenen Unternehmen 
bekanntgegeben werden. 

Alle Mitgliedstaaten sehen einen gerichtlichen 
Rechtsbehelf gegen jegliche ablehnende Entschei- 
dung vor. 

Ebenso ist ein gerichtlicher Rechtsbehelf für den 
Fall vorzusehen, daß die zuständigen Behörden über 
den Zulassungsantrag innerhalb von sechs Monaten 
nach Antragseingang noch nicht entschieden haben. 

Abschnitt B: Bedingungen für die Ausübung der 
V ersicherungstätigkeit 

Artikel 15 

Die Mitgliedstaaten überwachen in enger Zusam- 
menarbeit die finanzielle Lage der zugelassenen 
Unternehmen. 

Artikel 16 

Die Aufsichtsbehörde des Mitgliedstaates, in dem 
,das Unternehmen seinen Sitz hat, muß die Solvabi- 
lität dieses Unternehmens für den gesamten Bereich 
seiner Geschätfstätigkeit prüfen. Die Aufsichtsbe- 


hörden der anderen Mitgliedstaaten sind gehalten, 
ihr die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, damit 
sie diese Prüfung durchführen kann. 

Artikel 17 

1. Jeder Mitgliedstaat, in dessen Staatsgebiet ein 
Unternehmen seine Tätigkeit ausübt, verpflichtet 
dieses, ausreichende technische Reserven zu bil- 
den. 

Die Höhe dieser technischen Reserven richtet sich 
nach den Vorschriften des betreffenden Mitglied- 
staates; falls derartige Vorschriften nicht be- 
stehen, ist die in diesem Staate geltende Praxis 
maßgebend. 

2. Die technischen Reserven einschließlich der 
mathematischen Reserven müssen durch Aktiv- 
werte bedeckt werden, die gleichwertig, kon- 
gruent und im Tätigkeitsland belegen sind. Lok- 
kerungen der Vorschriften über Kongruenz und 
Belegenheit der Aktivwerte können jedoch von 
den Mitgliedstaaten zugelassen werden. 

In Anbetracht seiner besonderen Lage kann 
Luxemburg bis zur Koordinierung der Rechts- 
vorschriften über die Liquidierung der Unter- 
nehmen seine bei Inkrafttreten dieser Richtlinie 
bestehende Regelung zur Absicherung der tech- 
nischen Reserven weiterhin anwenden. 

In den Vorschriften des Tätigkeitslandes wird 
die Art der Aktivwerte festgelegt und gegebe- 
nenfalls bestimmt, in welchem Umfang diese zur 
Bedeckung der technischen Reserven einschließ- 
lich der mathematischen Reserven zugelassen 
sind; in den Vorschriften des Tätigkeitslandes 
werden ferner die Regeln für die Bewertung die- 
ser Aktivwerte festgelegt. 

3. Gestattet ein Mitgliedstaat die Bedeckung der 
technischen Reserven einschließlich der mathe- 
matischen Reserven durch Forderungen gegen 
Rückversicherer, so legt er den hierfür zugelas- 
senen Prozentsatz fest. Er darf in diesem Fall, 
abweichend von Absatz 2, die Belegenheit dieser 
Forderungen Verlagen. 

4. Die Aufsichtsbehörde des Mitgliedstaates, in dem 
das Unternehmen seinen Sitz hat, achtet darauf, 
daß die Bilanz dieses Unternehmens Aktivwerte 
zur Bedeckung der technischen Reserven ein- 
schließlich der mathematischen Reserven aus- 
weist, die den Verpflichtungen entsprechen, die 
in sämtlichen Ländern, in denen das betreffende 
Unternehmen seine Tätigkeit ausübt, eingegan- 
gen werden. 

Artikel 18 

Jeder Mitgliedstaat verpflichtet die Unternehmen 
mit Sitz in seinem Staatsgebiet, eine mit Rücksicht 
auf den Gesamtumfang ihrer Geschäftstätigkeit aus- 
reichende Solvabilitätsspanne zu bilden. 

Die Solvabilitätsspanne besteht: 

1, aus dem freien unbelasteten Eigenkapital des 
Unternehmens unter Nichtberücksichtigung im- 
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materieller Werte. Dieses Eigenkapital umfaßt 
insbesondere: 

— das eingezahlte Grundkapital oder bei Ver- 
sidierungsvereinen auf Gegenseitigkeit den 
eingezahlten Gründungsstock:; 

— die Hälfte des nichteingezahlten Teils des 
Grundkapitals oder des Gründungsstocks, so- 
bald der eingezahlte Teil 25 v. H. des Grund- 
kapitals oder des Gründungsstocks erreicht; 

— die gesetzlichen und freien Rücklagen; 

— den Gewinn vortrag; 

2. aus den in der Bilanz erscheinenden Gewinnre- 
serven, sofern diese Reserven zur Deckung etwa- 
iger Verluste herangezogen werden können; 

3. auf Antrag und nach Vorlage von Belegen sei- 
tens des Unternehmens: 

a) falls die mathematischen Reserven auf Rech- 
nungsgrundlagen berechnet werden, die hö- 
here Spannen enthalten als diejenigen, die 
angesichts der Zukunftsaussichten als not- 
wendig anzusehen sind: aus einem Betrag in 
Höhe des Unterschieds zwischen den auf 
diesen höheren Rechnungsgrundlagen und 
den auf notwendigen Grundlagen berechne- 
ten mathematischen Reserven. Die notwendi- 
gen Rechnungsgrundlagen werden von der 
Aufsichtsbehörde einheitlich für alle Unter- 
nehmen festgelegt, die ihre Tätigkeit auf dem 
Staatsgebiet ihres Landes ausüben, und von 
ihr den Aufsichtsbehörden der übrigen Mit- 
gliedstaaten mitgeteilt; 

b) aus einem Wert in Hohe von 50 v. H. des 
Barwertes der künftigen Gewinne des Unter- 
nehmens. Der Barwert der zukünftigen Ge- 
winne ist der Betrag, der sich aus der Multi- 
plikation des geschätzten Jahresgewinnes mit 
einem Faktor ergibt, der der durchschnittlichen 
Restlaufzeit der Verträge entspricht und 
gleichzeitig deren Versicherungssummen be- 
rücksichtigt. Der geschätzte Jahresgewinn ist 
das arithmetische Mittel der Gewinne aus den 
fünf letzten Jahren; 

c) wenn nicht oder zu einem unter dem in der j 
Prämie enthaltenen Abschlußkostenzuschlag j 
liegenden Zillmersatz gezillmert wurde, aus 
dem Unterschiedsbetrag zwischen der un- 
oder nur teilweise gezillmerten und einer mit 
einem dem in der Prämie enthaltenen Ab- 
schlußkostenzuschlag entsprechenden Zillmer- 
satz gezillmerten mathematischen Reserve. 
Der Unterschiedsbetrag darf jedoch, wenn 
nicht gezillmert wurde, 3,5 v. H. des Risiko- 
kapitals und im Falle der teilweisen Zillme- 
rung den sich aus der Differenz von 3,5 v. H. 
und dem der Zillmerung zugrunde liegenden 
Zillmersatz ergebenden und auf das Risiko- 
kapital angewandten Prozentsatz überschrei- 
ten; er ist gegebenenfalls um die zur Amorti- j 
sierung aktivierten Abschlußkosten zu kür- : 

zen; I 

i 

d) aus den stillen Reserven, die sich aus dem j 
wertmäßig zu niedrigen Ansatz der Aktiva j 


oder aus dem erhöhten Ansatz anderer Pas- 
siva als der mathematischen Reserven erge- 
ben, soweit diese stillen Reserven nicht Aus- 
nahmecharakter haben. 

Artikel 19 

Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 20 
richtet sich der Betrag der Solvabilitätsspanne - wie 
weiter unten angegeben - nach den betriebenen 
V ersicherungszweigen. 

a) Bei den nicht unter Buchstaben b und c fallenden 
Versicherungen des Versicherungszweiges I im 
Anhang zu dieser Richtlinie muß er gleich der 
Summe der beiden folgenden Ergebnisse sein; 

— erstes Ergebnis: 

4 v. H. der mathematischen Reserven im Rück- 
versicherungsgeschäft; 

— zweites Ergebnis: 

Die 3°/oo des vom Unternehmen übernomme- 
nen Risikokapitals entsprechende Zahl wird 
mit dem Quotienten multipliziert, der sich für 
das letzte Geschäftsjahr aus dem bei dem 
Unternehmen nach Abzug des in Rückver- 
sicherung oder Retrozession gegebenen An- 
teils verbleibenden Risikokapitals und dem 
Risikokapital ohne Abzug der Rückversiche- 
rung ergibt; dieser Quotient darf jedoch in 
keinem Fall niedriger als 50 v. H. sein. 

b) bei den unter den Versicherungszweig I im An- 
hang zu dieser Richtlinie fallenden Versicherun- 
gen auf den Todesfall, auf Zeit und denen mit 
einer Laufzeit von fünf Jahren oder weniger und 
bei den Zusatzversicherungen des Versicherungs- 
zweiges III muß er gleich dem Ergebnis der 
folgenden Berechnung sein: 

— Es werden die gesamten, zum Soll gestellten 
Beitragseinnahmen im Direktversicherungs- 
geschäft des letzten Geschäftsjahres ein- 
schließlich Nebeneinnahmen zusammenge- 
rechnet; 

— hinzu kommt der Betrag der im letzten Ge- 
schäftsjahr aus Rückversicherung übernom- 
menen Beiträge; 

— hiervon wird abgezogen der Gesamtbetrag 
der im letzten Geschäftsjahr stornierten Bei- 
träge sowie der Gesamtbetrag der Steuern 
und Gebühren, die auf die Gesamtbeitrags- 
einnahmen entfallen. 

Der sich ergebende Betrag wird in zwei Stufen 
unterteilt: in eine erste Stufe, die bis 10 Mil- 
lionen Rechnungseinheiten reicht, und in eine 
zweite Stufe für den 10 Millionen übersteigenden 
Betrag; anschließend werden die Prozentsätze 
18 v. H. und 16 v. H. auf diese Stufen angewandt 
und die Ergebnisse addiert. 

Die so errechnete Summe wird mit dem Quotien- 
ten multipliziert, der sich für das betreffende 
Unternehmen für das letzte Geschäftsjahr aus 
den Eigenschäden nach Abgabe in Rückversiche- 
rung oder Retrozession und seiner Bruttoscha- 
densbelastung ergibt; dieser Quotient darf je- 
doch nicht niedriger als 50 v. H. sein. 
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c) Bei den im Vereinigten Königreich und in Irland 
betriebenen und unter den Versicherungszweig I 
im Anhang zu dieser Richtlinie fallenden un- 
widerruflichen langfristigen Krankenversicherun- 
gen und bei den Kapitalisierungsgeschäften des 
Versicherungszweiges V muß er gleich 4 v. H. 
der mathematischen Reserven für diese Versiche- 
rungen bzw. Geschäfte sein. 

d) Bei der fondsgebundenen Versicherung des Ver- 
sicherungszweiges II, bei den Tontinengeschäf- 
ten des Versicherungszweiges IV und bei den 
Pensionsfonds des Versicherungszweiges VI muß 
er gleich 1 v. H. der verwalteten Kapitalien sein. 

A r t i k e 1 20 

1. Ein Drittel der Solvabilitätsspanne bildet den 
Garantiefonds. Er wird zu mindestens 50 v. H. 
durch die in Artikel 18 Abs. 1 und 2 genannten 
Elemente gebildet. 

2. a) Der Garantiefonds muß jedoch mindestens 

600 000 Rechnungseinheiten betragen, wenn 
es sich um die Risiken oder einen Teil der 
Risiken handelt, die zu einem der im Anhang 
bezeichneten Versicherungszweige gehören, 
b) Der Mindestbetrag des unter Buchstabe a 
genannten Garantiefonds muß durch die in 
Artikel 18 Abs. 1 und 2 genannten Elemente 
gebildet werden. 

Artike 1 21 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen keinerlei Vorschrif- 
ten über die Anlage der Aktivwerte, soweit 
diese nicht zur Bedeckung der Reserven nach 
Artikel 17 dienen. 

2. Vorbehaltlich des Artikels 17 Abs. 2, des Artikel 
24 Abs. 1 und 3 sowie des Artikels 26 Abs. 1 
letzter Unterabsatz sehen die Mitgliedstaaten da- 
von ab, die freie Verfügung über die beweg- 
lichen und nichtbeweglichen Vermögenswerte 
der zugelassenen Unternehmen zu beschränken. 
Die Bundesrepublik Deutschland und das König- 
reich Dänemark treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, damit sich aus der Institution des 
„Treuhänders" in Deutschland und der des „Til- 
lismand" in Dänemark kein Widerspruch zum 
vorstehenden Unterabsatz ergibt. 

3. Diese Bestimmungen stehen den Maßnahmen 
nicht entgegen, die ein Mitgliedstaat in seiner 
Eigenschaft als Eigentümer oder Gesellschafter 
eines Unternehmens unter Berücksichtigung der 
in Artikel 17 Abs. 2 genannten Vorschriften des 
Tätigkeitslandes sowie unter Wahrung der Inter- 
essen der Versicherten zu treffen berechtigt ist. 

Artikel 22 

1. Soweit es sich um die in Artikel 1 bezeichneten 
Tätigkeiten handelt, verringern die Mitglied- 
staaten nach und nach den Umfang der für die 
Unternehmen bestehenden Verpflichtung, einen 
Teil ihrer Abschlüsse einer oder mehreren der 
gesetzlich bestimmten Einrichtungen im Rahmen 


einer Rückversicherung abzutreten, so daß diese 
Verpflichtung am Ende der in Artikel 33 genann- 
ten Übergangszeit vollständig aufgehoben ist. 

2. Diese Verrringerung beträgt bereits jetzt 25 v. H. 
der zur Zeit angewandten Sätze. 

3. Besteht zur Festlegung des Satzes der obligato- 
rischen Abgabe eine Voraussetzung bezüglich 
des Alters der Agentur oder Zweigniederlassung 
im Aufnahmeland, so werden auch sämtliche Ge- 
schäftsjahre berücksichtigt, während deren das 
Unternehmen in den in Artikel 1 bezeichneten 
Zweigen auf dem Hoheitsgebiet des Sitzlandes 
tätig war. Die zuständige Behörde dieses Staates 
stellt in diesem Fall eine Bescheinigung nach 
Artikel 10 Abs. 1 Buchstabe b für den gesamten 
Zeitraum der Tätigkeit des Unternehmens in den 
betreffenden Zweigen aus. 

Artikel 23 

1. Jeder Mitgliedstaat verpflichtet die Unternehmen 
mit Sitz in seinem Staatsgebiet, jährlich über alle 
ihre Geschäfte, ihre wirtschaftliche Lage und 
ihre Solvabilität zu berichten. 

2. Die Mitgliedstaaten verlangen von den Unter- 
nehmen, die ihre Tätigkeit in ihrem Staatsgebiet 
ausüben, daß sie in regelmäßigen Zeitabständen 
alle Unterlagen vorlegen, die zur Ausübung der 
Aufsicht erforderlich sind; das gleiche gilt für 
statistische Unterlagen. Die zuständigen Auf- 
sichtsbehörden übermitteln einander die Aus- 
künfte und Unterlagen, die für die Ausübung 
der Aufsicht zweckdienlich sind. 

Artikel 24 

1 . Kommt ein Unternehmen den Bestimmungen des 
Artikels 17 nicht nach, so kann die Aufsichts- 
behörde des Landes, in dem das Unternehmen 
seine Tätigkeit ausübt, nach Unterrichtung der 
Aufsichtsbehörden des Sitzlandes die freie Ver- 
fügung über die in diesem Land belegenen Ver- 
mögenswerte untersagen. 

2. Von einem Unternehmen, dessen Solvabilitäts- 
spanne nicht mehr den in Artikel 19 vorgesehe- 
nen Mindestbetrag erreicht, fordert die Auf- 
sichtsbehörde des Sitzlandes einen Plan zur 
Wiederherstellung gesunder Finanzverhältnisse, 
der ihr zur Genehmigung vorzulegen ist. 

3. Für den Fall, daß die Solvabilitätsspanne nicht 
mehr den in Artikel 20 bestimmten Garantie- 
betrag erreicht, verlangt die Aufsichtsbehörde 
des Sitzlandes von dem Unternehmen einen kurz- 
fristigen Finanzierungsplan, der ihr zur Geneh- 
migung vorzulegen ist. 

Außerdem kann sie die freie Verfügung über die 
Vermögenswerte des Unternehmens einschrän- 
ken oder untersagen. Davon unterrichtet sie die 
Behörden der Mitgliedstaaten, in deren Hoheits- 
gebiet das Unternehmen gleichfalls zugelassen 
ist; auf ihren Antrag treffen diese Behörden die 
gleichen Maßnahmen. 

4. In den in den Absätzen 1 und 3 vorgesehenen 
Fällen können die zuständigen Aufsichtsbehör- 
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den im übrigen alle Maßnahmen treffen, die ge- 
eignet sind, die Interessen der Versicherten zu 
wahren. 

5. Bei der Durchführung der in den Absätzen 1 bis 
4 genannten Maßnahmen wirken die Aufsichts- 
behörden der Mitgliedstaaten mit, in deren 
Staatsgebiet das betreffende Unternehmen eben- 
falls zugelassen ist. 

Artikel 25 

1. Jeder Mitgliedstaat räumt den Versicherungs- 
unternehmen das Recht ein, ihren Versicherungs- 
bestand ganz oder teilweise zu übertragen, wenn 
der Übernehmer nach Durchführung der Über- 
tragung die erforderliche Solvabilitätsspanne be- 
sitzt. 

Die beteiligten Aufsichtsbehörden verständigen 
sich gegenseitig, bevor sie diese Bestandsüber- 
tragung genehmigen. 

2. Mit der Genehmigung durch die zuständige 
nationale Aufsichtsbehörde wird die Übertragung 
den betreffenden Versicherungsnehmern gegen- 
über rechtswirksam. 

3. Bei Unternehmen, die gleichzeitig auf dem Ge- 
biet der Lebensversicherung und auf dem Gebiet 
der Schadenversicherung tätig sind, sorgt jeder 
Mitgliedstaat dafür, daß bei Übertragung des 
gesamten Bestandes oder eines Teils desselben 
die Übertragung sich nicht nachteilig auf die 
Lebensversicherten auswirkt und vor allem die 
Überlassung der Aktiva und Passiva für jede der 
betreffenden Tätigkeiten getrennt erfolgt. 

Abschnitt C: Widerruf der Zulassung 

Artikel 26 

1. Die zuständige Behörde des Sitzlandes kann die 
von ihr erteilte- Zulassung widerrufen, wenn das 
Unternehmen 

a) die Zulassungsbedingungen nicht mehr er- 
füllt; 

b) sich außerstande erweist, innerhalb der ihm 
gesetzten Frist diejenigen Maßnahmen durch- 
zuführen, die der Sanierungsplan oder der 
Finanzierungsplan im Sinne von Artikel 24 
vorsieht; 

c) in schwerwiegender Weise die Verpflichtun- 
gen verletzt, die ihm nach nationalem Recht 
obliegen. 

Bei Widerruf der Zulassung unterrichtet die Auf- 
sichtsbehörde des Sitzlandes die Aufsichtsbehör- 
den aller übrigen Mitgliedstaaten, die das Unter- 
nehmen ebenfalls zugelassen haben; diese haben 
dann die Zulassung gleichfalls* zu widerrufen. Die 
Aufsichtsbehörde des Sitzlandes trifft im Einver- 
nehmen mit diesen anderen Behörden alle ande- 
ren Maßnahmen, die geeignet sind, die Inter- 
essen der Versicherten zu wahren, und be- 
schränkt insbesondere die freie Verfügung über 
die Aktivwerte des Unternehmens aufgrund von 
Artikel 24 Abs. 1 und 3 Unterabsatz 2. 

2. Agenturen oder Zweigniederlassungen von 


Unternehmen, welche ihren* Hauptsitz in einem 
anderen Mitgliedstaat haben, kann die Zulas- 
sung wieder entzogen werden, wenn die betref- 
fende Agentur oder Zweigniederlassung 

a) die Zulassungsbedingungen nicht mehr er- 
füllt; 

b) in schwerwiegender Weise die Verpflichtun- 
gen verletzt, » die ihr nach dem Recht des 
Tätigkeitslandes insbesondere hinsichtlich 
der Bildung der in Artikel 17 festgelegten 
technischen Reserven obliegen. 

Vor Widerruf der Zulassung konsultieren die 
Aufsichtsbehörden der Länder, in denen die 
Tätigkeit ausgeübt wird, die Aufsichtsbehörde 
des Landes, in dem das Unternehmen seinen Sitz 
hat. Gelangen sie zu der Auffassung, daß die 
betreffenden Agenturen oder Zweigniederlassun- 
gen vor Abschluß der Konsultation ihre Tätig- 
keit vorübergehend J einzustellen haben, so 
bringen sie dies unverzüglich der vorgenannten 
Aufsichtsbehörde zur Kenntnis. 

3. Jede Entscheidung über einen Widerruf der Zu- 
lassung oder über eine vorübergehende Ein- 
stellung der Tätigkeit ist hinreichend zu be- 
gründen und dem betreffenden Unternehmen be- 
kanntzugeben. 

Jeder Mitgliedstaat sieht einen gerichtlichen 
Rechtsbehelf gegen eine solche Entscheidung vor. 

KAPITEL III 

Agenturen und Zweigniederlassungen 
von Unternehmen * 

mit Sitz außerhalb der Gemeinschaft 

A r t i k e 1 27 

1. Jeder Mitgliedstaat macht die Aufnahme der in 
Artikel 1 bezeichneten Tätigkeiten in seinem 
Hoheitsgebiet durch ein Unternehmen mit Sitz 
außerhalb der Gemeinschaft von einer behörd- 
lichen Zulassung abhängig. 

2. Der Mitgliedstaat kann diese Zulassung erteilen, 
wenn das betreffende Unternehmen zumindest 
folgende Voraussetzungen erfüllt: 

a) Es ist nach dem nationalen. Recht seines Sitz- 
landes zur Ausübung der Versicherungstätig- 
keit befugt. 

b) Es errichtet eine Agentur oder Zweignieder- 
lassung im Gebiet des betreffenden Mitglied- 
staates. 

c) Es verpflichtet sich, am Sitz der Agentpr oder 
Zweigniederlassung über die dort ausgeübte 
Geschäftstätigkeit gesondert Rechnung zu 
legen und dort alle Geschäftsunterlagen zur 
Verfügung zu halten. 

d) Es benennt mit Zustimmung der züständigen 
Behörde einen Hauptbevollmächtigten. 

e) Es verfügt im Tätigkeitsland über Vermö- 
genswerte in Höhe von mindestens der Hälfte 
des in Artikel 20 Abs. 2 Buchstabe a vorgese- 
henen Mindestgarantiebetrages und hinterlegt 
hiervon ein Viertel als Kaution. 
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f) Es verpflichtet sich, die in Artikel 29 vorge- 
sehene Solvabilitätsspanne einzuhalten. 

g) Es legt einen Tätigkeitsplan vor, der Artikel 
1 1 Abs. 1 und 2 genügt. 

Artikel 28 

Die Mitgliedstaaten verpflichten die Unternehmer, 
ausreichende technische Reserven zu bilden, die den 
in ihrem Hoheitsgebiet eingegangenen Verpflich- 
tungen entsprechen. Sie wachen darüber, daß den 
technischen Reserven einschließlich der mathema- 
tischen Reserven Aktivwerte der Agentur oder 
Zweigniederlassung gegenüberstehen, die gleich- 
wertig und in dem Maße, wie dies der Mitglied- 
staat fordert, kongruent sind. 

Für die Berechnung der technischen Reserven, die 
Bestimmung der Anlagearten und die Bewertung 
der Aktiva ist das Recht des betreffenden Mitglied- [ 
Staates maßgebend. 

Der betreffende Mitgliedstaat verlangt, daß die I 
Aktiva, die den Gegenwert der technischen Reser- j 
ven bilden, in seinem Staatsgebiet belegen sind. i 

Artikel 29 

1. Jeder Mitgliedstaat verpflichtet die Agenturen 
oder Zweigniederlassungen, die in seinem 
Staatsgebiet errichtet sind, über eine Solvabili- 
tätsspanne zu verfügen, die aus freien unbelaste- 
ten Vermögenswerten unter Nichtberücksichti- 
gung immaterieller Werte besteht. Die Solvabili- 
tätsspanne bestimmt sich nach Artikel 19. Der 
Berechnung der Solvabilitstätsspanne werden je- j 
doch lediglich das Beitragsaufkommen, die ma- j 
thematischen Reserven und das Risikokapital der j 
Agentur oder Zweigniederlassung zugrunde ge- ! 
legt. 

2. Ein Drittel der Solvabilitätsspanne bildet den | 
Garantiefonds. Der Garantiefonds muß minde- 
stens der Hälfte des sich aus Artikel 20 Abs. 2 | 
Buchstabe a ergebenden Mindestbetrags entspre- ! 
eben. Die bei Aufnahme der Tätigkeit gemäß 
Artikel 27 Abs. 2 Buchstabe e hinterlegte Kaution 
wird auf diesen Betrag angerechnet. 

3. Die zur Deckung der Solvabilitätsspanne erfor- 
derlichen Vermögenswerte müssen bis zur Höhe 
des Garantiefonds im Tätigkeitsland, der Rest 
muß in der Gemeinschaft belegen sein. 

Artikel 30 

1. Unternehmen, die bereits von einem Mitglied- 
staat zugelassen sind und die Zulassung eines 
oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten erhalten, 
um dort weitere Agenturen oder Zweignieder- 
lassungen zu errichten, können beantragen, daß 
ihren einer oder mehrere der nachstehend ge- 
nannten Vorteile gewährt werden: 

a) daß die Solvabilitätsspanne gemäß Artikel 29 j 
auf der Grundlage der gesamten Geschäfts- ; 
tätigkeit berechnet wird, die sie im Bereich der j 
Gemeinschaft ausüben; in diesem Fall werden ! 
das Beitragsaufkommen, die mathematischen ! 


Rerserven und das Risikokapital aus den Ver- 
sicherungsgeschäften aller Agenturen oder 
Zweigniederlassungen, die innerhalb der Ge- 
meinschaft errichtet sind, zugrunde gelegt; 

b) daß sie von der sich aus Artikel 27 Abs. 2 
Buchstabe e ergebenden Verpflichtung befreit 
werden, in diesen Staaten ebenfalls die er- 
forderliche Kaution zu hinterlegen; 

c) daß die Vermögenswerte, die den Gegenwert 
des Garantiefonds bilden, in irgendeinem der 
Mitgliedstaaten belegen sein können, in 
denen sie ihre Tätigkeit ausüben. 

2. Falls mindestens zwei Mitgliedstaaten dem An- 
trag des Unternehmens ganz oder teilweise ent- 
sprechen, prüft die zuständige Behörde des Mit- 
gliedstaates mit der ältesten Niederlassung des 
Antragstellers den Solvabilitsstatus dieses Unter- 
nehmens für den Gesamtumfang seiner Ge- 
schäftstätigkeit im Gebiet der Mitgliedstaaten, 
die dem Antrag des Unternehmens entsprochen 
haben. Auf Antrag des Unternehmens und mit 
Zustimmung aller betroffenen Mitgliedstaaten 
kann diese Prüfung jedoch durch die zuständige 
Behörde eines anderen Mitgliedstaates erfolgen. 
Die Behörde, die die Prüfung durchführt, erhält 
zu diesem Zweck von den anderen Mitglied- 
staaten alle notwendigen Auskünfte über die in 
deren Staatsgebiet tätigen Agenturen und 
Zweigniederlassungen. 

3. Die aufgrund dieses Artikels gewährten Vorteile 
können auf Veranlassung eines oder mehrerer 
betroffener Mitgliedstaaten widerrufen werden. 

Artikel 31 

1. Die im Staatsgebiet eines Mitgliedstaates nach 
dem Inkrafttreten der vorliegenden Richtlinie in 
diesem Staat errichteten Agenturen und Zweig- 
niederlassungen der von diesem Kapitel erfaß- 
ten Unternehmen müssen ihre Tätigkeit ent- 
weder auf die Lebensversicherung oder auf die 
Schadenversicherung beschränken. 

Die Agenturen und Zweigniederlassungen, die 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der vorliegen- 
den Richtlinie gleichzeitig beide Versicherungs- 
zweige betreiben, können dies jedoch auch wei- 
terhin tun, müssen aber Artikel 13 beachten. 

2. Die Artikel 23 und 24 sind ebenfalls auf Agen- 
turen und Zweigniederlassungen der von diesem 
Kapitel erfaßten Unternehmen anwendbar. 

Für die Anwendung des Artikels 24 wird die für 
die älteste Niederlassung zuständige Behörde 
bzw. die Behörde, die an ihrer Statt den gesam- 
ten Solvabilitätsstatus dieser Agenturen und 
Zweigniederlassungen prüft, der Behörde des 
Mitgliedstaates gleichgestellt, auf dessen Ho- 
heitsgebiet sich der Gesellschaftssitz des Ge- 
meinschaftsunternehmens befindet. 

3. Bei Widerruf der Zulassung durch die in Artikel 
30 Abs. 2 genannte Behörde unterrichtet diese 
die Aufsichtsbehörden der anderen Mitgliedstaa- 
ten, in denen das Unternehmen seine Geschäfts- 
tätigkeit ausübt; diese ergreifen dann die geeig- 
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neten Maßnahmen. Wird der Widerruf damit 
begründet, daß die Gesamtsolvabilität, wie sie 
in der in Artikel 30 genannten Vereinbarung 
vorgeschrieben ist, unzureichend ist, so wider- 
rufen die an der Vereinbarung beteiligten Mit- 
gliedstaaten ebenfalls die von ihnen erteilte Zu- 
lassung. 

Artikel 32 

Die Gemeinschaft kann in Abkommen, die entspre- 
chend dem Vertrag mit einem oder mehreren Dritt- 
ländern geschlossen werden, die Anwendung von 
Vorschriften vereinbaren, die von den in diesem 
Kapitel vorgesehenen Vorschriften abweichen, um 
auf der Grundlage der Gegenseitigkeit einen aus- 
reichenden Schutz der Versicherten der Mitglied- 
staaten sicherzustellen. 

KAPITEL IV 

Übergangsbestimmungen 
und sonstige Bestimmungen 

Artikel 33 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren den in Kapitel II 
bezeichneten Unternehmen, die bei Inkrafttreten 
der Maßnahmen zur Durchführung dieser Richt- 
linie einen oder mehrere der unter Artikel 1 
fallenden Versicherungszweige in ihrem Staats- 
gebiet betreiben, eine Frist von fünf Jahren, vom 
Zeitpunkt der Bekanntgabe dieser Richtlinie an, 
um den Artikeln 18 bis 20 zu entsprechen. 

2. Außerdem können die Mitgliedstaaten 

a) einem unter Absatz 1 fallenden Unternehmen, 
das nach Ablauf der Frist von fünf Jahren die 
Solvabilitätsspanne noch nicht voll erreicht 
hat, eine zusätzliche Frist von längstens zwei 
Jahren gewähren, sofern dieses Unternehmen 
die von ihm geplanten Maßnahmen zur Er- 
reichung dieser Spanne gemäß Artikel 24 der 
Aufsichtsbehörde zur Genehmigung vorgelegt 
hat; 

b) ein unter Absatz 1 fallendes Unternehmen, 
dessen jährliches Beitragsaufkommen bei Ab- 
lauf der Fünfjahresfrist die sechsfache Summe 
des Mindestgarantiefonds im Sinne von 
Artikel 20 Abs. 2 Buchstabe a nicht erreicht, 
von der Verpflichtung befreien, diesen Garan- 
tiefonds vor Ablauf des Geschäftsjahres nach- 
zuweisen, in welchem das Beitragsaufkommen 
das Sechsfache des Mindestgarantiefonds er- 
reicht. 

Die diesen Unternehmen gesetzte Höchstfrist 
für die Bildung des Mindestgarantiefonds darf 
vom Zeitpunkt der Bekanntgabe der Richt- 
linie an in keinem Fall zehn Jahre über- 
steigen. 

3. Unternehmen, welche ihre Geschäftstätigkeit im 
Sinne von Artikel 8 Abs. 2 oder von Artikel 10 
Abs. 2 ausdehnen wollen, müssen sich den Be- 
stimmungen der Richtlinie sofort anpassen. 

4. Gesellschaften, die andere als die in Artikel 8 
bezeichneten Formen haben, können ihre gegen- 


wärtige Tätigkeit vom Zeitpunkt der Bekannt- 
gabe der Richtlinie an drei Jahre lang unter der 
Form fortsetzen, die sie zum Zeitpunkt der Be- 
kanntgabe der Richtlinie haben. Die im Vereinig- 
ten Königreich „by Royal Charter“ oder „by 
private Act“ oder aber „by special public Act“ 
gegründeten Unternehmen können ihre Tätig- 
keit unter Beibehaltung ihrer gegenwärtigen 
Rechtsform auf unbegrenzte Zeit fortsetzen. 

Unternehmen, die in Belgien gemäß ihrem Ge- 
sellschaftszweck die Lebensversicherung betrei- 
ben, Hypothekendarlehen durch Intervention ge- 
währen oder Geschäfte im Bereich des Spar- 
wesens gemäß Artikel 15 Nummer 4 der durch 
Königlichen Erlaß vom 23. Juni 1967 koordinier- 
ten Vorschriften über die Kontrolle der privaten 
Sparkassen tätigen, können diese Tätigkeit fort- 
setzen, ausgenommen die Geschäfte im Bereich 
des Sparwesens, die binnen drei Jahren nach der 
Bekanntgabe der Richtlinie eingestellt werden 
müssen. 

Die betreffenden Mitgliedstaaten stellen eine 
Liste dieser Unternehmen auf und übermitteln 
sie den anderen Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission. 

5. Die von Artikel 12 Abs. 2 erfaßten Versiche- 
rungsunternehmen verfügen vom Zeitpunkt der 
Bekanntgabe dieser Richtlinie an über eine Frist 
von fünf Jahren, um den Vorschriften des 
Artikels 13 nachzukommen. 

6. Auf Antrag der Unternehmen, die den Verpflich- 
tungen der Artikel 17 bis 20 genügen, schaffen 
die Mitgliedstaaten restriktive Maßnahmen wie 
Hypotheken, Hinterlegungszwang oder Kautio- 
nen ab, die aufgrund der gegenwärtigen Rege- 
lung vorgeschrieben sind. 

Artikel 34 

Die Mitgliedstaaten gewähren den in Kapitel III 
bezeichneten Agenturen und Zweigniederlassungen, 
die bei Inkrafttreten der Maßnahmen zur Durch- 
führung dieser Richtlinie einen oder mehrere der 
unter Artikel 1 fallenden Versicherungszweige be- 
treiben und ihre Geschäftstätigkeit nicht im Sinne 
von Artikel 10 Abs. 2 erweitern, eine Frist von 
höchstens fünf Jahren, vom Zeitpunkt der Bekannt- 
gabe dieser Richtlinie an, um Artikel 29 zu ent- 
sprechen. 

Artikel 35 

Bis zum Inkrafttreten eines gemäß Artikel 32 ge- 
schlossenen Abkommens mit einem dritten Land 
und längstens bis zum Ablauf einer vierjährigen 
Frist nach der Bekanntgabe der Richtlinie kann jeder 
Mitgliedstaat zugunsten der in seinem Hoheitsgebiet 
ansässigen Unternehmen dieses Landes die Rege- 
lung beibehalten, die ihnen gegenüber hinsichtlich 
der Kongruenz und Belegenheit der technischen 
Reserven am 1. Januar 1973 galt, sofern er die 
übrigen Mitgliedstaaten und die Kommission davon 
unterrichtet und nicht die Grenzen der Lockerungen 
überschreitet, die aufgrund von Artikel 17 Abs. 2 
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den in seinem Hoheitsgebiet ansässigen Unter- 
nehmen der Mitgliedstaaten gewährt werden. 

KAPITEL V 

Schlußbestimmungen 

Artikel 36 

Die Kommission und die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten arbeiten eng zusammen, um die i 
Versicherungsaufsicht auf Gemeinschaftsebene zu 
erleichtern und die Schwierigkeiten zu prüfen, die 
bei der Anwendung dieser Richtlinie entstehen 
könnten. 

Artikel 37 

1. Die Kommission unterbreitet dem Rat innerhalb 
von sechs Jahren nach Bekanntgabe dieser Richt- 
linie einen Bericht über die Auswirkungen der 
finanziellen Anforderungen der Richtlinie auf die ' 
Situation der Versicherungsmärkte der Mitglied- 
staaten. 

2. Erforderlichenfalls unterbreitet die Kommission 
dem Rat vor Ablauf der in Artikel 33 Abs. 1 vor- 
gesehenen Übergangszeit Zwischenberichte. 


Artikel 38 

Die Mitgliedstaaten ändern ihre einzelstaatlichen 
Vorschriften gemäß dieser Richtlinie binnen acht- 
zehn Monaten nach Bekanntgabe der Richtlinie und 
teilen dies unverzüglich der Kommission mit. 

Die geänderten Vorschriften werden unbeschadet 
der Artikel 33 bis 35 nach Ablauf einer Frist von 
dreißig Monaten vom Zeitpunkt dieser Bekanntgabe 
an angewendet. 

Artikel 39 

Vom Zeitpunkt der Bekanntgabe dieser Richtlinie 
an übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission 
den Wortlaut der wesentlichen Rechts- oder Ver- 
waltungsvorschriften, die sie in dem unter diese 
Richtlinie fallenden Bereich erlassen. 

Artikel 40 

Der Anhang zu dieser Richtlinie ist Bestandteil der 
Richtlinie. 

Artikel 41 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang 


Einteilung der Risiken nach Versicherungszweigen 

I, Lebensversicherung 
J I . Fondsgebundene Lebensversicherung 

III. Zusatzversicherungen 

IV. Tontinengeschäfte 

V. Kapitalisierungsgeschäfte 

VI. Verwaltung von Pensionskassen 
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Begründung 

I. Gründe und Ziele der Koordinierung 

1. Das Allgemeine Programm zur Aufhebung der 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit, das der 
Rat am 18. Dezember 1961 4 ) in Anwendung von 
Artikel 54 Abs. 1 des EWG- Vertrages erlassen hat, 
fordert in Abschnitt IV, daß die nachstehend ge- 
nannten Koordinierungen und Liberalisierungen auf 
dem Versicherungssektor in folgender Reihenfolge 
vorgenommen werden müssen: 

A. Bei den Direktversicherungsunternehmen (außer 
Lebensversicherung) : 

1 - Koordinierung der Bedingungen für die Auf- 

nahme und Ausübung, 

2 - Aufhebung der Beschränkungen für die 

Gründung von Agenturen und Zweignieder- 
lassungen. 

B. Bei den Direktversicherungsunternehmen (Le- 
bensversicherung) : 

3 - Koordinierung der Bedingungen für die Auf- 

nahme und Ausübung, 

4 - Aufhebung der Beschränkungen für die 

Gründung von Agenturen und Zweignieder- 
lassungen. 

Der Rat hat mit der Verabschiedung der beiden 
Richtlinien über die Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften bzw. die Aufhebung und 
Beschränkungen für die Schadenversicherung am 
24. Juli 1973 den ersten Teil dieses Programms ver- 
wirklicht 5 ). 

Ziel dieser Richtlinie ist das gleiche Verfahren für 
die Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften auf dem Gebiet der Lebensversicherung 
einzuleiten, was die Ähnlichkeit der beiden Texte 
in vielen Punkten erklärt. 

2. Die Rechtsgrundlage ist die gleiche: Artikel 57 
Abs. 2 des Vertrages, der für eine derartige Richt- 
linie die Anhörung des Europäischen Parlaments 
zwingend vorschreibt; die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses ist nicht vorgeschrie- 
ben. Beide Organe wurden auch zu der Koordinie- 
rungsrichtlinie für die Schadenversicheruna anae- 
hört 6 ). 

3. Das Ziel ist das gleiche: Eine erste Koordinie- 
rung der Bestimmungen über die Direktversiche- 
rung, in diesem Falle der Lebensversicherung, um 
die Aufhebung der Beschränkungen der Nieder- 
lassungsfreiheit für die Lebensversicherungsunter- 
nehmer zu ermöglichen; ein diesbezüglicher zweiter 
Richtlinienvorschlag liegt dem Rat vor. 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36/62 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 228 
vom 16. August 1973, S. 3 und S. 20 

6 ) Stellungnahme des Parlaments vom 13. März 1968, 
veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 27 vom 28. März 1968, und Stellung- 
nahme des Wirtsdiafts- und Sozialausschusses vom 
28. April 1967, veröffentlicht im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. 158 vom 18. Juli 1967 


4. Der Koordinierungszweck ist der gleiche: die 
Schaffung eines gemeinsamen Versicherungsmarktes 
für die Lebensversicherung. Jedes Versicherungs- 
unternehmen mit Sitz in der Gemeinschaft kann eine 
Agentur oder Zweigniederlassung in jedem anderen 
Staat der Gemeinschaft gründen, wobei die Bedin- 
gungen für den Zugang in allen neun Staaten über- 
einstimmen. Zum anderen sind auch gleiche Bedin- 
gungen für die Ausübung sowohl vom Gesellschafts- 
sitz als auch von Agenturen oder Zweignieder- 
lassungen aus vorgesehen. Zahlreiche Vorschriften 
stimmen mit den für die Schadenversicherung gel- 
tenden überein: Eine in erster Linie finanzielle 
Kontrolle wird von der für den Sitz des Unterneh- 
mens zuständigen Aufsichtsbehörde ausgeübt, die 
dabei von der für die Agenturen und Zweignieder- 
lassungen zuständigen Aufsichtsbehörde unterstützt 
wird; abgesehen von wenigen, genau festgelegten 
Ausnahmen unterliegen alle Versicherungsunter- 
nehmen einer Aufsicht über die gesamte Tätigkeit 
des Unternehmens. 

5. Die Bestimmungen dieser Richtlinie unterschei- 
den sich von der den für die Schadenversicherung 
geltenden hauptsächlich in zwei Punkten: Sie regeln 
die von der vorausgehenden Richtlinie offengelas- 
sene Frage, ob ein Unternehmen gleichzeitig die 
Lebens- und die Schadenversicherung betreiben darf, 
und sieht - bedingt durch die unterschiedliche Ver- 
sicherungstechnik in den beiden Sparten - für die 
Berechnung und Bedeckung der von den Unter- 
nehmen zu bietenden finanziellen Sicherheiten Be- 
stimmungen vor, die von denen der Schadenver- 
sicherungsrichtlinie abweichen. 

Die vorliegende Begründung behandelt ausschließ- 
lich die besonderen Aspekte der Lebensversiche- 
rung und im besonderen diese beiden Hauptfragen. 

II. Erläuterungen zum Inhalt der einzelnen Kapitel 
und Artikel 

Kapitel 1: Allgemeine Bestimmungen (Artikel 1 bis 5) 

Artikel 1: Gegenstand der Richtlinie 
Die innerstaatlichen Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Aufsicht sind sehr unterschiedlich. 
Zwar unterliegt die Lebensversicherung in den ein- 
zelnen Mitgliedsländern durchweg der staatlichen 
Aufsicht, aber der Begriff der Lebensversicherung 
und der Umfang der ihr gleichgestellten Zweige 
werden in den einzelnen Staaten unterschiedlich 
definiert. 

Artikel 1 legt den Anwendungsbereich der Richtlinie 
fest, um für alle Versicherten und Bezugsberechtig- 
ten, gleichgültig in welchem Lande sie sich befinden, 
gleichen Schutz zu gewährleisten und Wettbewerbs- 
verzerrungen zugunsten von Einrichtungen zu ver- 
meiden, die nicht ohne weiteres unter die Richtlinie 
fallen würden, obwohl sie Geschäfte betreiben, die 
denen der Lebensversicherung durchaus ähnlich 
sind. 

Artikel 2: Nicht unter die Richtlinie fallende Ver- 
sicherungszweige und Geschäfte 
Die Sozialversicherung fällt nicht unter die Richt- 
linie, weil sie gewöhnlich Vorschriften des öffent- 
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liehen Rechts unterliegt und andere versicherungs- 
technische Grundlagen hat als die Lebensversiche- 
rung. 

Kapitel II: Unternehmen mit Sitz in der Gemein- 
schaft (Artikel 6 bis 26) 

Abschnitt A : Zulassungsbedingungen 
Nach den Bestimmungen dieses Abschnitts bedarf es 
zum Betrieb der Lebensversicherung einer ähnlichen 
Erlaubnis der Aufsichtsbehörde wie nach der Ko- 
ordinierungsrichtlinie für die Schadenversicherung 
Sie legen die Zulassungsbedingungen und die Art 
und Weise der Aufsicht der zuständigen Verwal- 
tungsbehörden über zugelassene Unternehmen fest 
und regeln den Widerruf der Zulassung. 

Artikel 12 und 13: Spartentrennung 

Das Prinzip der Spartentrennung gilt in Deutschland, 
Frankreich, Irland und in den Niederlanden. Es 
besagt, daß Unternehmen, die in der Lebensver- 
sicherung tätig sind, nicht zugleich die Schadenver- 
sicherung betreiben dürfen. Diese Branchen dürfen 
also nur von eigenen juristischen Personen ausge- 
übt werden. Die dänischen Rechtsvorschriften und 
die italienische Regelung halten die Unternehmen 
zur Einführung dieses Systems an, ohne daß jedoch 
Kompositunternehmen förmlich zur Trennung ver- 
pflichtet wären. 

In Großbritannien, Belgien und Luxemburg ist die- 
ses System nicht bekannt, d. h. die Unternehmen 
können als Unternehmen mit Spartentrennung oder 
als Kompositunternehmen tätig sein; letztere unter- 
liegen allerdings besonderen Vorschriften hinsicht- 
lich ihrer Buchführung und Verwaltung, die den 
Schutz der Ansprüche der Lebensversicherten sicher- 
stellen sollen. 

Die in der vorliegenden Richtlinie gewählte Lösung 
sieht vor: 

1 . Für Unternehmen, die nach dem Inkrafttreten der 
Richtlinie gegründet werden, gilt der Grund- 
satz der Spartentrennung. Sie gewährt in der Tat 
den besten Schutz für die Lebensversicherten, 
weil bei ihr die Vermögen von Lebensversicher- 

- ten und Schadenversicherten rechtlich getrennt 
sind und somit verhindert wird, daß etwaige 
Verluste aus der Schaden Versicherung auf die 
Lebensversicherten durchschlagen. 

2. Bestehende Kompositunternehmen haben auch 
weiterhin die Möglichkeit zur Spartenkombina- 
tion, vorausgesetzt, daß Vorschriften bestehen, 
nach denen Verwaltung und Buchführung der 
beiden Sparten strikt zu trennen sind. Insbeson- 
dere ist vorgesehen, das Vermögen des Unter- 
nehmens in „Lebensversicherung" und „ Schaden- 
versicherung " aufzuteilen, um den Lebensver- 
sicherten dieselbe oder eine möglichst gleich- 
wertige Sicherheit wie bei dem System der 
Spartentrennung zu bieten. 

Mit dieser Lösung gibt die Kommission zwar dem 
System der Spartentrennung den Vorzug, will aber 
andererseits in die bestehende Lage auch nicht allzu 
einschneidend eingreifen. 


Der Lösungsvorschlag entspricht im übrigen der Ent- 
schließung des Ministerrats (Dok. 1325/61/ES 23 
vom 26. Oktober 1961) anläßlich der Verabschie- 
dung der allgemeinen Programme zur Aufhebung 
der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit und 
des freien Dienstleistungsverkehrs, in welcher er 
die Kommission ersucht hat, eine Lösung zur Über- 
windung der unterschiedlichen Systeme zu finden 
und die Kompositunternehmen zu veranlassen, die 
für die Deckung der aus der Lebens- bzw. Schaden- 
versicherung bestehenden Verpflichtungen bereit- 
gestellten Sicherheiten einzeln in gesonderten Kon- 
ten, die allgemein alle der jeweiligen Sparte zuzu- 
ordnenden Vermögenswerte erfassen, auszuweisen. 

Abschnitt B: Ausübungsbedingungen 

Artikel 18: Zusammensetzung der Solvabilitäts- 
spanne 

Die wichtigsten Bestimmungen der Richtlinie sind 
die über die Solvabilitätsspanne. Auf ihnen fußt das 
ganze System, das in der Gesetzgebung der Mit- 
gliedstaaten verankert werden soll. Jedes Unter- 
nehmen muß nachweisen, daß- es zusätzlich zu den 
technischen Reserven über diese Solvabilitätsspanne 
verfügt, um seinen Verpflichtungen auch dann noch 
nachkommen zu können, falls sich die technischen 
Reserven einmal als unzureichend erweisen sollten. 
Das Prinzip ist zwar das gleiche wie bei der Richt- 
linie über die Schadenversicherung, doch setzt sich 
die Solvabilitätsspanne nach dieser Richtlinie anders 
zusammen. 

Ihre Bestandteile sind „explizit" oder „implizit". Die 
ersteren sind aus der Bilanz ersichtlich und werden 
in Artikel 18 Abs. 1 und 2 behandelt. Es handelt 
sich dabei um das von voraussichtlichen Verpflich- 
tungen freie Vermögen des Unternehmens, insbe- 
sondere um das eingezahlte Grundkapital. 

Die impliziten Bestandteile stehen nicht in der 
Bilanz; sie werden in Artikel 18 Abs. 3 geregelt. 

Artikel 19: Höhe der Solvabilitätsspanne 

Die von Lebensversicherungsuntemehmen gegen- 
über den Versicherten und Bezugsberechtigten ein- 
gegangenen Verpflichtungen sind im allgemeinen 
langfristig; dabei sind die Unternehmen darauf an- 
gewiesen, ihre erst in Zukunft zu erfüllenden Ver- 
pflichtungen anhand von Beobachtungen zu schät- 
zen, die in der Vergangenheit gemacht wurden. Eine 
gute Geschäftsführung hängt also von den hierfür 
zugrunde gelegten Annahmen und von der Fähig- 
keit der Unternehmen ab, den Ungewißheiten der 
versicherten Risiken Rechnung zu tragen. Daher 
müssen die Prämienreserven, die zur Erfüllung der 
aus den laufenden Verträgen bestehenden Verbind- 
lichkeiten dienen, im Hinblick auf die voraussicht- 
liche Entwicklung der Rechnungsgrundlagen bewer- 
tet werden, nach denen auch die Prämien berechnet 
werden. Es handelt sich dabei um Sterblichkeit, Zins- 
erträge und Kosten. 

Bei der Festlegung der Solvabilitsspanne muß die 
Auswirkung etwaiger Änderungen bei den einzel- 
nen Bestandteilen berücksichtigt werden. 
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Sie darf auch nicht zu hoch bemessen sein, da das 
unmittelbar oder mittelbar zu einer sachlich nicht 
gerechtfertigten Erhöhung der von den Versiche- 
rungsnehmern zu zahlenden Prämie führen würde. 

In den Hauptzweigen der Lebensversicherung rich- 
tet sich die Höhe der Solvabilitätsspanne zum einen 
nach den Prämienreserven, um dem Anlagerisiko, 
und zum anderen nach dem Risikokapital, um dem 
Sterblichkeits- und dem Kostenrisiko Rechnung zu 
tragen. Die entsprechende Regelung findet sich in 
Artikel 19 Buchstabe a. 

Dagegen wird die Solvabilitätsspanne für die in 
Artikel 19 Buchstabe c genannten Versicherungs- 
zweige und Versicherungsgeschäfte, bei denen das 
Hauptrisiko im Anlagerisiko besteht, ausschließlich 
nach den Reserven bemessen. 

Bei den in Artikel 19 Buchstabe d genannten Ver- 
sicherungszweigen und Versicherungsgeschäften 
überwiegt das Kostenrisiko, und die Solvabilitäts- 
spanne richtet sich ausschließlich nach dem verwal- 
teten Kapital. 

Die in Artikel 19 Buchstabe b genannten Zusatzver- 
sicherungen werden nach Art der Schadenversiche- 
rung betrieben; wie bei dieser richtet sich bei ihnen 
die Solvabilitätsspanne daher nach der Höhe der 
Prämie, die den besten Maßstab zur Bestimmung 
des Risikos für den Versicherer abgibt, gilt für die 
Versicherungen auf den Todesfall, auf Zeit und die 
mit einer Laufzeit bis zu fünf Jahren (Artikel 19 
Buchstabe b). 


Artikel 20: Garantiefonds 

Nach den Vorschriften dieses Artikels haben die 
, Unternehmen zwei Voraussetzungen zu erfüllen, 
und zwar haben sie 

I 1. bei ihrer Gründung über Sicherheitsmittel in 
Höhe von mindestens 600 000 RE zu verfügen, 
die überdies nur aus expliziten Bestandteilen 
bestehen dürfen, 

2. während ihres Bestehens je nach dem Geschäfts- 
umfang über einen Mindestgarantiebetrag zu 
verfügen, der einem Drittel der Solvabilitäts- 
spanne entsprechen muß und zu mindestens 
; 50 v. H. nur aus expliziten Bestandteilen gebildet 

werden darf. 

Kapitel 111: Agenturen und Zweigniederlassungen 
von Unternehmen mit Sitz außerhalb 
der Gemeinschaft (Artikel 27 bis 32) 

Kapitel IV: Übergangsbestimmungen und sonstige 
Bestimmungen (Artikel 33 bis 35) 

Kapitel V: Schlußbestimmungen (Artikel 36 bis 41) 
Die Vorschriften der letzten drei Kapitel sind prak- 
tisch die gleichen wie in der Schadenversicherungs- 
richtlinie, 

Es ist jedoch besonders auf Artikel 33 Abs. 5 hin- 
zuweisen, wonach den Unternehmen, die die Lebens- 
versicherung und Schadenversicherung zusammen 
betreiben, eine Frist von fünf Jahren nach Bekannt- 
: machung der Richtlinie zur Verfügung steht, um den 
Vorschriften über die getrennte Verwaltung nachzu- 
kommen. 
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